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Die Europäische Kommission hat am 14.11.2024 eine Geldbuße i. H. v. 797,72 Mio. Euro gegen Meta verhängt (vgl. EU-Kom-

mission – Vertretung in Deutschland, PM vom 15.11.2024). Das Unternehmen verstoße gegen die EU-Kartellvorschriften, in-

dem es seinen Online-Kleinanzeigendienst Facebook Marketplace mit seinem persönlichen sozialen Netzwerk Facebook ver-

knüpft und anderen Anbietern von Online-Kleinanzeigendiensten unfaire Handelsbedingungen auferlegt hat. Meta ist ein

multinationales Technologieunternehmen mit Sitz in den USA. Wichtigstes Geschäftsfeld ist sein persönliches soziales Netz-

werk Facebook. Darüber hinaus bietet das Unternehmen auch den Online-Kleinanzeigendienst „Facebook Marketplace“ an,

über den Nutzer Waren kaufen und verkaufen können. Die Untersuchung der Kommission habe ergeben, dass Meta auf

dem Markt für persönliche soziale Netzwerke, der zumindest den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) umfasst, sowie auf

den nationalen Märkten für Online-Display-Werbedienste in sozialen Medien eine beherrschende Stellung innehat. Konkret

habe die Kommission festgestellt, dass Meta mit den folgenden Maßnahmen seine marktbeherrschende Stellung miss-

braucht und gegen Art. 102 AEUV verstößt: (1) Verknüpfung seines Online-Kleinanzeigendienstes Facebook Marketplace mit

seinem persönlichen sozialen Netzwerk Facebook: Aufgrund dieser Verknüpfung haben alle Facebook-Nutzer automatisch

Zugang zu Facebook Marketplace, der ihnen – ob sie dies wünschen oder nicht – auch regelmäßig angezeigt wird. Die Kom-

mission habe festgestellt, dass Wettbewerber von Facebook Marketplace auf diese Weise vom Markt ausgeschlossen werden

könnten, da Facebook Marketplace durch die Verknüpfung von einem wesentlichen Vertriebsvorteil profitiert, den andere

Anbieter nicht ausgleichen können. (2) Einseitiges Auferlegen unfairer Handelsbedingungen für andere Anbieter von Online-

Kleinanzeigendiensten, die auf den Plattformen von Meta, insbesondere den sehr beliebten sozialen Netzwerken Facebook

und Instagram, Werbung treiben: So kann Meta Werbedaten, die von anderen Werbetreibenden erzeugt werden, ausschließ-

lich zugunsten von Facebook Marketplace nutzen. Die Kommission habe Meta angewiesen, diese Verhaltensweisen wirksam

einzustellen und davon abzusehen, dieses missbräuchliche Verhalten in der Zukunft erneut aufzunehmen oder Praktiken mit

gleichem Ziel bzw. gleicher Wirkung einzuführen. Die Geldbuße i. H. v. 797,72 Mio. Euro wurde auf der Grundlage der Leit-

linien der Kommission zur Festsetzung von Geldbußen aus dem Jahr 2006 festgesetzt.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
BGH: Keine Statthaftigkeit einer sofortigen

Beschwerde gegen Bestellung eines Prozess-

pflegers für GmbH

Eine sofortige Beschwerde gegen die Bestellung

eines Prozesspflegers nach § 57 ZPO für eine

GmbH ist nicht statthaft.

BGH, Beschluss vom 22.10.2024 – II ZB 11/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2753-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Annahme eines Bargeschäfts

(hier: Mietzahlung nach Kündigung)

Zahlt der Mieter nach wirksamer Kündigung des

Mietvertrags für die Dauer der Vorenthaltung

der Mietsache die vereinbarte Miete, kommt die

Annahme eines Bargeschäfts in Betracht.

BGH, Urteil vom 17.10.2024 – IX ZR 244/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2753-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Ansprüche im Zusammenhang mit

einem Datenschutzvorfall beim sozialen

Netzwerk Facebook (sog. Scraping)

Die Beklagte betreibt das soziale Netzwerk Face-

book. Anfang April 2021 wurden Daten von ca.

533 Mio. Facebook-Nutzern aus 106 Ländern im

Internet öffentlich verbreitet. Unbekannte Dritte

hatten sich zuvor den Umstand zu Nutze ge-

macht, dass die Beklagte es in Abhängigkeit von

den Suchbarkeits-Einstellungen des jeweiligen

Nutzers ermöglicht, dass dessen Facebook-Profil

mithilfe seiner Telefonnummer gefunden wer-

den kann. Die unbekannten Dritten ordneten

durch die in großem Umfang erfolgte Eingabe

randomisierter Ziffernfolgen über die Kontakt-

Import-Funktion Telefonnummern den zugehö-

rigen Nutzerkonten zu und griffen die zu diesen

Nutzerkonten vorhandenen öffentlichen Daten

ab (sog. Scraping).

Von diesem Scraping-Vorfall waren auch Daten

des Klägers (Nutzer-ID, Vor- und Nachname, Ar-

beitsstätte und Geschlecht) betroffen, die auf

diese Weise mit dessen Telefonnummer ver-

knüpft wurden. Der Kläger macht geltend, die

Beklagte habe keine ausreichenden Sicherheits-

maßnahmen ergriffen, um eine Ausnutzung des

Kontakt-Tools zu verhindern. Ihm stehe wegen

des erlittenen Ärgers und des Kontrollverlusts

über seine Daten Ersatz für immaterielle Schä-

den zu. Darüber hinaus begehrt der Kläger die

Feststellung, dass die Beklagte verpflichtet sei,

ihm in diesem Zusammenhang auch alle künfti-

gen materiellen und immateriellen Schäden zu

ersetzen, und nimmt die Beklagte auf Unterlas-

sung und Auskunft in Anspruch.

Das LG hat der Klage teilweise stattgegeben und

dem Kläger aus Art. 82 Abs. 1 DSGVO Schadens-

ersatz i. H. v. 250 Euro zugesprochen; im Übri-

gen hat es die Klage abgewiesen. Auf die Beru-

fung der Beklagten hat das OLG die Klage unter

Zurückweisung der Anschlussberufung des Klä-

gers insgesamt abgewiesen. Weder reiche der

bloße Kontrollverlust zur Annahme eines imma-

teriellen Schadens i. S. v. Art. 82 Abs. 1 DSGVO

aus noch habe der Kläger hinreichend substan-

tiiert dargelegt, über den Kontrollverlust als sol-

chen hinaus psychisch beeinträchtigt worden zu

sein.

Mit Beschluss vom 31.10.2024 (BB 2024, 2626

Ls.) hat der BGH das Revisionsverfahren zum

Leitentscheidungsverfahren gemäß § 552b ZPO

n. F. bestimmt (PM Nr. 206/24). Nachdem die Re-

vision nicht zurückgenommen wurde oder sich

anderweitig erledigt hat, hat der BGH jedoch am

11.11.2024 mündlich zur Sache verhandelt und

nach allgemeinen Regeln durch Urteil über die

Revision des Klägers entschieden.

Die Revision des Klägers war teilweise erfolg-

reich.

Der Anspruch des Klägers auf Ersatz immateriel-

len Schadens lässt sich mit der Begründung des

Berufungsgerichts nicht verneinen. Nach der für

die Auslegung des Art. 82 Abs. 1 DSGVO maß-

geblichen Rechtsprechung des EuGH kann auch

der bloße und kurzzeitige Verlust der Kontrolle

über eigene personenbezogene Daten infolge

eines Verstoßes gegen die Datenschutz-Grund-

verordnung ein immaterieller Schaden im Sinne

der Norm sein. Weder muss insoweit eine kon-

krete missbräuchliche Verwendung dieser Daten

zum Nachteil des Betroffenen erfolgt sein noch

bedarf es sonstiger zusätzlicher spürbarer nega-

tiver Folgen.

Erfolg hatte die Revision auch, soweit das Beru-

fungsgericht die Anträge des Klägers auf Fest-

stellung einer Ersatzpflicht für zukünftige Schä-

den, auf Unterlassung der Verwendung seiner

Telefonnummer, soweit diese nicht von seiner
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